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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 

 Nutzungsentgelte im Rettungs-
dienst ab dem 01.01.2019 

 
Gemäß §§ 36 ff des Rettungsdienstgeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt (RettDG-
LSA) vom 18.12.2012, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26.10.2017, vereinbar-
ten die Leistungserbringer mit der Ge-
samtheit der Kostenträger Nutzungsent-
gelte. Die Nutzungsentgelte sind so be-
messen, dass sie auf der Grundlage der 
bedarfsgerechten Strukturen, einer leis-
tungsfähigen Organisation sowie einer 
wirtschaftlichen Betriebsführung die vo-
raussichtlichen Kosten des Rettungsdiens-
tes decken. Die Grundlage hierfür ist die 
Satzung über den Rettungsdienstbe-
reichsplan des Salzlandkreises (Beschluss 
des Kreistages Nr. B/0558/2017 vom 
10.05.2017). Die Nutzungsentgelthöhe ist 
durch den Salzlandkreis, als Träger des 
Rettungsdienstes, auf ortsübliche Weise 
im Rettungsdienstbereich bekannt zu ma-
chen. Die Nutzungsentgelte betragen je 
Einsatz für die Leistungserbringer: 
 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V., Regionalver-
band Magdeburg/Börde/Harz 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.03.2019 
 
NEF    205,00 EUR 
RTW    422,00 EUR 
KTW    180,00 EUR 
 
 
Deutsches Rotes Kreuz Kreisverband 
Staßfurt-Aschersleben e. V. 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.03.2019 
 
NEF    192,00 EUR 
RTW    395,00 EUR 
KTW    121,00 EUR 
Zusatzentgelt KTW  121,00 EUR 
(über 200 km) 
 
Arbeiter-Samariter-Bund gemeinnützige 
Rettungsdienstgesellschaft mbH Aschers-
leben 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.03.2019 

 

 
NEF   220,00 EUR 
RTW   450,00 EUR 
KTW       95,00 EUR 
 
 
Deutsches Rotes Kreuz Salzlandkreis  
gemeinnützige Service-Gesellschaft 
mbH 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.03.2019 
 
NEF   120,00 EUR 
RTW   370,00 EUR 
KTW       84,00 EUR 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-
Anhalt 
 
ab 01.01.2019 
 
Notarztpauschale  196,75 EUR 
 
 
AMEOS Klinikum Schönebeck GmbH 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 
 
NEF   147,37 EUR 
 
 
Salzlandkreis als Träger des Rettungs-
dienstes: 
 
vom 01.01.2019 bis zum 31.03.2019 
 
Leitstellenentgelt    15,56 EUR 
Verwaltungsentgelt     1,00 EUR 
 
(NEF = Notarzteinsatzfahrzeug,  
RTW = Rettungstransportwagen,  
KTW = Krankentransportwagen) 
 
 
Bernburg (Saale), den 05. März 2019 
 
 
gez. Markus Bauer 
Landrat 
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 Rechnungsprüfungsordnung für 
den Salzlandkreis 

 
Gemäß § 138 Kommunalverfassungs-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. 
LSA S. 288) in der derzeit geltenden 
Fassung hat der Salzlandkreis ein 
Rechnungsprüfungsamt (RPA), be-
zeichnet mit Fachdienst Rechnungs-
prüfungsamt und Revision, eingerich-
tet. Aufgrund der §§ 8, 45 Abs. 2 Ziff. 1 
und 6 sowie § 98 Abs. 1 KVG LSA       
i. V. m. §§ 1, 2 und 4 des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG LSA) in der 
jeweils gültigen Fassung und in Ergän-
zung der gesetzlichen Vorschriften    
(§§ 136 bis 142 KVG LSA) hat der 
Kreistag in seiner Sitzung am 
06.03.2019 die folgende Rechnungs-
prüfungsordnung für den Salzlandkreis 
beschlossen:  
 
 

§ 1 
Stellung, Ausstattung und Leitung 

 
(1) Das RPA ist bei der Erfüllung der 

ihm zugewiesenen Prüfungsaufga-
ben unabhängig und an Weisun-
gen nicht gebunden. In der sachli-
chen Beurteilung der Prüfungsvor-
gänge ist es nur dem Gesetz un-
terworfen. Es untersteht im Übrigen 
dem Landrat  unmittelbar. 

 
(2) Das RPA ist so auszustatten, dass  

es seine Prüfungstätigkeit mit fach-
lich geeignetem Personal und den 
erforderlichen Arbeitsmitteln im ge-
setzlich vorgegebenen bzw. ver-
tretbaren zeitlichen Rahmen erfül-
len kann. 

 
(3) Der Leiter des Rechnungsprü-

fungsamtes ist für die Organisation 
der Aufgabenerledigung verant-
wortlich. Er regelt die Geschäftsab-
läufe und Dienstpflichten im Fach-
dienst Rechnungsprüfung. Die Prü-
fer führen die ihnen übertragenen 
Aufgaben in eigener Verantwortung 
durch. 

 
 

 

 
§ 2 

Prüfungsaufgaben beim Landkreis 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt erfüllt 

die ihm nach § 140 Abs. 1 KVG LSA 
zugewiesenen gesetzlichen Aufga-
ben. 

 
(2) Der Kreistag überträgt dem RPA die 

Aufgaben gemäß § 138 KVG LSA    
i. V. m. § 140 Abs. 2 Ziff. 1 – 5 KVG 
LSA. Die Übertragung weiterer Auf-
gaben erfolgt durch entsprechenden 
Kreistagsbeschluss. 

 
(3) Aus dringenden dienstlichen Grün-

den kann der Leiter des RPA hin-
sichtlich Art und Umfang der vorzu-
nehmenden Prüfungen vorüberge-
hend Einschränkungen anordnen 
oder einzelne Gebiete von der Prü-
fung ausnehmen, soweit hierdurch 
keine gesetzlichen Vorschriften ver-
letzt werden. 

 
(4) Der Landkreis wirkt daraufhin, dass 

dem RPA bei allen Beteiligungen 
des Landkreises an Unternehmen 
die Rechte nach §§ 53 und 54 
Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 
eingeräumt werden. In den Gesell-
schaftsverträgen sind entsprechende 
Bestimmungen über Prüfbefugnisse 
des RPA aufzunehmen. 

 
 

§ 3 
Befugnisse im Rahmen der  

Prüfungsaufgaben 
 
(1) Auf Verlangen des RPA sind von 

den zu prüfenden Stellen und Ein-
richtungen alle für die Prüfung erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. Das 
RPA ist befugt die Vorlage, Aushän-
digung und Einsendung von Akten, 
Schriftstücken und sonstigen Unter-
lagen, das Öffnen von Behältern so-
wie den Zugriff auf Datenträger, 
wenn auf diesen zu prüfende Infor-
mationen gespeichert sind, zu ver-
langen. 
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(2) Das RPA hat im Rahmen seiner 

Prüfungstätigkeit Zutritt zu allen 
Diensträumen, Grundstücken und 
Baustellen des Landkreises. Dabei 
weisen sich die Mitarbeiter des 
RPA durch einen Dienstausweis 
aus. 

 
(3) Prüfungen können anlassbezogen 

auch ohne vorherige Anmeldung 
an Ort und Stelle durchgeführt 
werden. 

 
(4) Der Leiter des RPA entscheidet 

nach pflichtgemäßem Ermessen, 
ob Gegenstände und Unterlagen 
sicherzustellen oder Räume zu 
versiegeln sind. In diesen Fällen ist 
der Landrat unverzüglich zu unter-
richten. 

 
(5) Das RPA führt den mit den Prü-

fungsgeschäften verbundenen 
Schriftwechsel selbständig. 

 
(6) Der Leiter des RPA soll an den Sit-

zungen des Kreistages und der 
Ausschüsse teilnehmen, soweit 
dies für die ordnungsgemäße Erle-
digung seiner Aufgaben erforder-
lich ist. Im Verhinderungsfall kann 
er sich vertreten lassen. 

 
(7) Das RPA kann sachkundige Dritte  

hinzuziehen, soweit dies im Rah-
men des Prüfungsauftrags erfor-
derlich ist und entsprechende 
Haushaltsmittel zur Verfügung ste-
hen. 

 
 

§ 4 
Unterrichtungsrecht 

 
(1) Das RPA ist über alle Rechts- und  

Verwaltungsvorschriften, insbeson-
dere deren Änderungen, die für die 
Prüfungsaufgaben relevant sein 
können, aktuell und zeitnah, bei in-
ternen Regelungen vor deren In-
krafttreten, in geeigneter Weise zu 
informieren. 

 
 
 
 

 
(2) Das RPA ist so rechtzeitig über ge-

plante Änderungen im internen 
Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen zu unterrichten, dass 
es sich vor deren Inkrafttreten fach-
lich äußern kann.  

 
(3) Dem RPA sind die Berichte anderer 

Behörden (z. B. Landesrechnungs-
hof, Finanzamt) über beim Landkreis 
durchgeführte Prüfungen aktuell zu-
zuleiten. 

 
(4) Das RPA erhält die Berichte über die 

Jahresabschlüsse der Unternehmen, 
an denen der Landkreis beteiligt ist, 
so rechtzeitig, dass die Ergebnisse 
in den Schlussbericht des Folgejah-
res über die Prüfung des Landkrei-
ses einfließen können. 

 
(5) Das RPA erhält für seine Tätigkeit 

Einladungen und Niederschriften des 
Kreistages und seiner Ausschüsse.  

 
(6) Das RPA ist von den betroffenen 

Dienststellen unverzüglich über alle 
Unregelmäßigkeiten im Haushalts- 
und Kassenwesen, die festgestellt 
oder vermutet werden, unter Darle-
gung des Sachverhaltes zu unter-
richten. Das Gleiche gilt für alle Ver-
luste durch Diebstahl, Beraubung 
usw. sowie für Kassenfehlbeträge 
bei der Kreiskasse, ihren Einrichtun-
gen und den Sonderkassen. 

 
(7) Das RPA wird über Korruptions-

hinweise und -anzeigen gegen 
Kreisbedienstete unmittelbar über 
den Landrat unterrichtet. 

 
(8) Zur Prüfung von Vergaben sind dem 

RPA die Unterlagen so rechtzeitig 
zuzuleiten, dass es sich vor Zu-
schlags- oder Auftragserteilung äu-
ßern kann. Einzelne Verfahrensrege-
lungen dazu sind im Einvernehmen 
mit dem RPA in der Dienstanwei-
sung Vergabewesen 
(DA 10.05) zu treffen. 

 
 
 
 
 



Amtsblatt Nr.08 /2019 vom 20.03.2019 

 

   

67 

 
(9) Dem RPA sind die Namen, Amts- 

und Dienstbezeichnungen der ver-
fügungs-, anweisungs- und zeich-
nungsberechtigten Bediensteten 
mitzuteilen. 

 
 

§ 5 
Prüfungsablauf 

 
(1) Bei allen Prüfungen mit Ausnahme 

der unvermutet durchzuführenden 
Prüfungen werden die jeweils ver-
antwortlichen Vorgesetzten vor 
Beginn einer Prüfung über Prüfung 
und den Prüfungsablauf informiert. 

 
(2) Am Ende der Prüfung wird auf der 

Grundlage des Entwurfs des Be-
richts eine Abschlussbesprechung 
durchgeführt. Auf der Grundlage 
der Abschlussbesprechung fertigt 
das RPA den endgültigen Prüfbe-
richt. 

 
(3) Das RPA legt alle Berichte über-

Prüfungen, die es im Auftrag des 
Kreistages durchführt, über den 
Landrat dem Kreistag vor. 

 
(4) Werden bei der Durchführung der 

Prüfung Veruntreuungen, Unter-
schlagungen oder wesentliche Un-
korrektheiten und Unregelmäßig-
keiten festgestellt, ist der Landrat 
unverzüglich zu unterrichten. 

 
 

§ 6 
Prüfung des kreislichen  

Jahresabschlusses 
 
(1) Der Landrat leitet den von ihm fest- 

gestellten Jahresabschluss dem 
RPA zur Prüfung zu. Er stellt ge-
mäß § 120 KVG LSA die Vollstän-
digkeit und die Richtigkeit des Ab-
schlusses fest. 

 
(2) Das RPA prüft den Jahresab-

schluss und stellt die Prüfungser-
gebnisse in einem Prüfungsbericht 
dar. Der Prüfungsbericht hat einen 
Bestätigungsvermerk zu enthalten. 
Dieser muss, soweit er nicht einzu-
schränken oder zu versagen ist,  

 
bestätigen, dass der Jahresab-
schluss nach pflichtgemäßer Prü-
fung den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und unter Beachtung der 
Grundsätze der ordnungsgemäßen 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild 
des Landkreises vermittelt (§ 141 
Abs. 3 KVG LSA).   

 
(3) Nach der Prüfung durch das Rech-

nungsprüfungsamt legt der Landrat 
die Abschlüsse unverzüglich mit 
dem jeweiligen Prüfbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes und sei-
ner Stellungnahme der Vertretung 
vor (§ 120 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA). 

 
 

§ 7 
Örtliche Prüfung der Gemeinden, 

Verbandsgemeinden und  
Zweckverbände 

 
(1) Das RPA führt gemäß § 136 KVG 

LSA die örtliche Prüfung der kreis-
angehörigen Städte, Gemeinden, 
Verbandsgemeinden und Zweckver-
bände durch, weitere Aufgaben kön-
nen durch Beschluss der entspre-
chenden Gremien der Städte, Ge-
meinden, Verbandsgemeinden und 
Zweckverbände übertragen werden. 

 
(2) Die Planung und Durchführung der 

Prüfungen, die Prüfungsdauer und 
die Abrechnung der Prüfungen regelt 
sich nach § 1 Abs. 3. 

 
(3) Auf Grundlage der Kalkulation des 

Gebührensatzes für das RPA wer-
den für kostenpflichtige Leistungen 
i. S. d. § 138 KVG LSA folgende 
Gebühren erhoben: 

 

 Stundensatz              53,00 EUR 
 

 Tagessatz             424,00 EUR 
(8 h* 53,00 EUR)  

 
(4) Die Kosten nach Absatz 3 gelten 

auch für die Prüfung von Verwen-
dungsnachweisen und sonstige Prü-
fungen. 

 
 



Amtsblatt Nr.08 /2019 vom 20.03.2019 

 

   

68 

 
§ 8 

Überörtliche Prüfung 
 

(1) Die überörtliche Prüfung der kreis-
angehörigen Gemeinden und Ver-
bandsgemeinden bis 25.000 Ein-
wohner obliegt dem RPA des Salz-
landkreises auf der Grundlage des   
§ 137 KVG LSA und der dazu er-
gangenen Verwaltungsvorschriften 
i. d. jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Personen- und Funktions-

bezeichnungen gelten jeweils in 
der weiblichen und männlichen 
Form. 

 
(2) Diese Rechnungsprüfungsordnung 

tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt tritt die Rechnungsprü-
fungsordnung des Salzlandkreises 
vom 03.03.2008 (Beschluss des 
Kreistages vom 27.02.2008 
B/129/2008/10 und bekannt ge-
macht im Amtsblatt für den Salz-
landkreis Nr. 13 vom 04.03.2008) 
in Gestalt der 1. Änderung mit Be-
schluss des Kreistages vom 
12.03.2014 mit Beschluss           
Nr. B/1123/2014 außer Kraft. 

 
 
Bernburg (Saale), 12. März 2019 
 
 
gez. Markus Bauer  (Dienstsiegel) 
Landrat 
 
 

 2. Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Schulbezirke 
und Schuleinzugsbereiche für 
allgemeinbildende Schulen in 
Trägerschaft des Salzlandkrei-
ses sowie entsprechende Rege-
lungen durch Vereinbarungen 

 
Aufgrund §§ 8 Abs. 1, 45 Abs. 2 Nr. 1 
Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)  
 

 
vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), 
in der derzeit gültigen Fassung, in Ver-
bindung mit § 41 Abs. 1 und 2 des 
Schulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (SchulG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. August 2018 
(GVBl. LSA 2018, 244, 245), in der der-
zeit gültigen Fassung, hat der Kreistag 
am 6. März 2019 folgende 2. Ände-
rungssatzung der Satzung über die 
Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche 
für allgemeinbildende Schulen in Trä-
gerschaft des Salzlandkreises sowie 
entsprechende Regelungen durch  
Vereinbarungen beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Anlage 7 der Satzung über die 
Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche 
für allgemeinbildende Schulen in Trä-
gerschaft des Salzlandkreises sowie 
entsprechende Regelungen durch Ver-
einbarungen wird wie folgt geändert: 
 
Die Vereinbarung zwischen dem Salz-
landkreis, vertreten durch den Landrat 
Herrn Ulrich Gerstner und der Stadt 
Aschersleben, vertreten durch den 
Oberbürgermeister Herrn Andreas      
Michelmann mit Gültigkeit vom 1. Au-
gust 2014 wird durch die Vereinbarung 
zwischen dem Salzlandkreis, vertreten 
durch den Landrat Herrn Markus Bauer 
und der Stadt Aschersleben, vertreten 
durch den Oberbürgermeister Herrn  
Andreas Michelmann mit Gültigkeit vom     
1. August 2019 ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Die Anlage 8 der Satzung über die 
Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche 
für allgemeinbildende Schulen in Trä-
gerschaft des Salzlandkreises sowie 
entsprechende Regelungen durch Ver-
einbarungen wird wie folgt geändert: 
 
Die Vereinbarung zwischen dem Salz-
landkreis, vertreten durch den Landrat 
Herrn Markus Bauer und der Stadt Kön-
nern, vertreten durch den Bürgermeister 
Herrn Mario Braumann mit Gültigkeit  
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vom 1. August 2017 wird durch die    
Vereinbarung zwischen dem Salzland-
kreis, vertreten durch den Landrat 
Herrn Markus Bauer und der Stadt 
Könnern, vertreten durch den Bürger-
meister Herrn Mario Braumann mit 
Gültigkeit vom 1. August 2019 ersetzt. 
 
 

Artikel 3 
 
Die 2. Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Schulbezirke und Schu-
leinzugsbereiche für allgemeinbildende 
Schulen in Trägerschaft des Salzland-
kreises sowie entsprechende Rege-
lungen durch Vereinbarungen tritt am 
Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Bernburg (Saale), 12. März 2019 
 
 
gez. Markus Bauer (Dienstsiegel) 
Landrat    
 
 

 Satzung zur 3. Änderung der 
Satzung des Eigenbetriebes 
„Kreiswirtschaftsbetrieb des 
Salzlandkreises“ 

 
Aufgrund der §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 
des Kommunalverfassungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17.Juni 2014 (GVBl. LSA    
S. 288) und § 4 des Gesetzes über die  
kommunalen Eigenbetriebe des Lan-
des Sachsen-Anhalt (Eigenbetriebsge-
setz – EigBG) vom 24. März 1997 
(GVBl. LSA S. 446) jeweils in der der-
zeit geltenden Fassung, hat der Kreis-
tag des Salzlandkreises am 6. März 
2019 folgende Satzung zur 3. Ände-
rung der Satzung des Eigenbetriebes 
„Kreiswirtschaftsbetrieb des Salzland-
kreises“ (Betriebssatzung) beschlos-
sen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung des Eigenbetriebes 
„Kreiswirtschaftsbetrieb des Salzland-
kreises“ (Betriebssatzung) vom           
9. Dezember 2011 (Amtsblatt für den  

 
Salzlandkreis Nr. 46/2011 S. 504), zu-
letzt geändert durch die 2. Satzung zur 
Änderung der Satzung des Eigenbetrie-
bes „Kreiswirtschaftsbetrieb des Salz-
landkreises“ vom 7. Dezember 2017 
(Amtsblatt des Salzlandkreises            
Nr. 48/2017 S. 297) wird wie folgt geän-
dert: 

 
 

1. In § 1 wird unter Absatz 2 die  
Ziffer 3. wie folgt eingefügt: 

 
„3. Im Rahmen des v. g. Aufga-
benvollzuges ist der Eigenbetrieb für 
die Wirtschaftsführung, hier insbe-
sondere für die Kalkulation, die Ver-
anlagung, den Einzug, einschließlich 
der Mahnung und Vollstreckung der 
Forderungen aus Gebühren und 
Entgelten, entsprechend den jeweils 
geltenden Satzungen, verantwort-
lich.“ 

 
2. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der bisherige Wortlaut der Ab-
sätze 1 und 2 bleibt unverändert. 

 
b) Nach Absatz 2 werden folgende 

Absätze eingefügt: 
 
(3) „Wirtschaftsjahr des Eigenbetrie-

bes ist das Kalenderjahr.“ 
 
(4) „Für die Änderung und Ausfüh-

rung des Wirtschaftsplanes sind 
die Vorschriften der §§ 16 ff Ei-
genbetriebsgesetz (EigBG) LSA  
bindend.“ 

 
(5) „Im Weiteren gelten die Bestim-

mungen der Eigenbetriebsver-
ordnung (EigBVO).“ 

 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.  

  
Bernburg (Saale), 12. März 2019 
 

  
gez. Markus Bauer (Dienstsiegel) 
Landrat 
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 Öffentliche Bekanntmachung 
des Salzlandkreises zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG)  
für die Errichtung und den Be-
trieb von 12 Windkraftanlagen 
(WKA) im Windpark Drohndorf 

 
Die Cirrus II GmbH & Co. KG, Drohn-
dorfer Landstraße 179a in 06449 
Aschersleben OT Drohndorf beantrag-
te mit Schreiben vom 27.11.2018 beim 
Salzlandkreis nach § 71 BauO LSA die 
Baugenehmigung für die Windkraftan-
lagen an den Standorten 
 
 

Bezeichnung 
der WKA 

Gemarkung Flur Flurstück 

WKA 4N 
 

Drohndorf 4 40 

WKA 5N 
 

Drohndorf 4 41 

WKA 9N 
 

Drohndorf 4 12 

WKA 11N 
 

Drohndorf 4 47 

WKA 13N 
 

Drohndorf 4 57 

WKA 54 
 

Drohndorf 3 80 

WKA 55 
 

Drohndorf 3 108 

WKA 56 
 

Drohndorf 3 155 

WKA 57 
 

Drohndorf 3 155 

WKA 58 
 

Drohndorf 3 174 

WKA 59 
 

Drohndorf 4 5 

WKA 60 
 

Drohndorf 4 8 

 
hier: Änderung der im Rahmen des 
Repowering am 20.12.2017 genehmig-
ten 12 Windkraftanlagen des Typs 
Vensys 120 mit einer Nennleistung von 
3,0 MW, Gesamthöhe von 200 m, Ro-
tordurchmesser 120 m und einer Na-
benhöhe von 140 m in den Anlagentyp 
Vensys 136 mit einer Nennleistung von 
3,5 MW, Gesamthöhe von 200 m, Ro-
tordurchmesser 136 m und einer Na-
benhöhe von 132 m. Die maximal 
mögliche Drehgeschwindigkeit          
 

 
verringert sich mit der Änderung des An-
lagentyps von 12,75 U/min auf          
10,7 U/min. 

 
Gemäß § 5 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird 
hiermit bekannt gegeben, dass im Rah-
men einer Einzelfallprüfung nach § 9     
i. V. m. § 7 UVPG festgestellt wurde, 
dass durch das genannte Vorhaben kei-
ne erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind, so dass im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) erforderlich ist. 
 
Gemäß der Prüfung der einschlägigen 
Kriterien nach Anlage 3 UVPG, der 
Merkmale und des Standortes des Vor-
habens sowie der getroffenen Vorkeh-
rungen ergeben sich folgende wesentli-
che Gründe für die Feststellung: 
 
- Die Standorte befinden sich inner-

halb eines im Regionalen Entwick-
lungsplan Harz ausgewiesenen Vor-
ranggebiet für die Nutzung der 
Windenergie „Drohndorf-Freckleben-
Mehringen“ (REP Harz, Ziff. 5.3.1 
Nr. 5). 

 
- Mit einer Verringerung der maxi-

malen Drehgeschwindigkeit von 
12,75 U/min auf 10,7 U/min, ist eine 
Reduzierung der Wahrscheinlichkeit 
von Vogel- oder Fledermausschlag 
anzunehmen. 
 

- Die Änderung verändert nicht die 
Anlagenhöhe von 200 m. Da die Be-
standsanlagen im Windpark eine 
Höhe von 48 m bis 199 m über-
streichen, wird die geänderte Ro-
torenuntergrenze von nun 64 m nicht 
den beanspruchten Korridor im Ver-
gleich zur Istsituation des Windparks 
verändern. 

 
- Durch Artenschutznachunter-

suchungen und Bewertungen eines 
Ingenieurbüros für Natur- und Um-
weltschutz, im Bezug auf die geplan-
te Änderung, wurden die zur 2. Teil-
genehmigung vorliegenden Gutach-
ten der Umweltverträglichkeitsstudie  
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auf dessen Aktualität hin überprüft 
und von diesem bestätigt. Des Wei-
teren ergaben sich zwischenzeitlich 
keine nennenswerten Habitatver-
änderungen. Die vorgesehenen 
Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen für die Artengruppen 
Fledermäuse und Greifvögel sowie 
Feldhamsterschutzmaßnahme blei-
ben bestehen. 

 
- Anhand einer Schallimmissions-

prognose konnte dargelegt werden, 
dass durch die Änderung der Na-
benhöhe, Rotordurchmesser und 
Drehgeschwindigkeit der Rotoren, 
bezüglich des Schalls, keine nega-
tiven Auswirkungen entstehen. 
 

- Mittels Schattenabschaltungen der 
Windkraftanlagen wird unter Be-
rücksichtigung der Vorbelastung 
des Windparks sichergestellt, dass 
durch das Vorhaben keine unzu-
lässigen Schattenimmissionen ver-
ursacht werden. 

 
- Der Ausgleich unvermeidbarer 

Werteverluste vorhandener Bio-
toptypen, welcher für die 2. Teilge-
nehmigung festgelegt wurde, wird 
unverändert durch die Anpflanzung 
heimischer Gehölze ausgeglichen. 
Der Oberboden wird separat gela-
gert. Nach Beendigung der Bau-
maßnahme erfolgt eine Tiefenlo-
ckerung des Unterbodens und 
nach Rückbau der Anlagen werden 
die natürlichen Bodenfunktionen 
wiederhergestellt. 

 
- Das Landschaftsbild, welches 

durch großflächige landwirtschaftli-
che Nutzungen geprägt ist und ei-
ne ausgeräumte Agrarlandschaft 
aufweist, ist durch vorhandene 
Windkraftanlagen vorbelastet.     
Da sich die Anlagenstandorte des 
Repoweringvorhabens innerhalb 
des Windparks befinden, mit der 
Änderung die Koordinaten und Ge-
samthöhe von 200 m gleich bleiben 
und nur eine geringfügige Rotor-
blattverlängerung von 8 m verbun-
den ist, ist die Auswirkung auf das  
 

 
Landschaftsbild als unerheblich zu 
bewerten. 

 
- Im Untersuchungsgebiet sind keine 

Wasserschutzgebiete ausgewiesen. 
Anfallendes Oberflächenwasser wird 
weiterhin im Untersuchungsgebiet 
versickert. 

 
Die Feststellung ist nicht selbstständig an-
fechtbar. Beruht die Feststellung auf einer 
Vorprüfung, so ist die Einschätzung der zu-
ständigen Behörde in einem gerichtlichen 
Verfahren betreffend die Zulassungsent-
scheidung nur daraufhin zu überprüfen, ob 
die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben 
des § 7 UVPG durchgeführt worden ist und 
ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 

 
 

gez. Markus Bauer  (Dienstsiegel) 
Landrat 
 
 
 

 Feststellung des Unterbleibens der 
UVP-Pflicht für ein Vorhaben zur Ent-
nahme von Grundwasser in der Ge-
markung Cörmigk 
 

Bekanntgabe des Salzlandkreises FD 42 
Natur und Umwelt (Untere Wasserbehörde) 
gemäß § 3 c Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24. Feb-
ruar 2010, BGBl. I S. 94, das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I Seite 3370) geändert worden 
ist.   
 
Die  Gutsverwaltung Dohndorf GmbH & 
Co.KG c/o LIRS Agrar und Dienstleistungs 
GmbH, Lindenstr. 5 in 39279 Möckern,    
OT Isterbies beantragt die wasserrechtliche 
Erlaubnis für die Entnahme von insgesamt 
maximal 65.000 m³ Grundwasser pro Jahr. 
Die Entnahme soll in der Gemarkung   
Cörmigk, Flur 1, Flurstück 267 zur landwirt-
schaftlichen Bewässerung verwendet wer-
den.  
 
Es handelt sich hierbei um eine Gewässer-
benutzung der Nr. 13.3.3 der Anlage 1 Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
(UVPG) i. V. m. der Nr. 4 der Anlage 2 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü- 
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fung. Im Rahmen der standortbezogenen 
Vorprüfung des  gemäß § 3c wurde fest-
gestellt, dass durch das Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu 
befürchten sind. 

 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des 
Erlaubnisverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabenträger vorgelegten Unterla-
gen sowie eigener Informationen.  

 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde 
festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht. 

 
Gemäß § 3 a Satz 3 UVPG ist diese Fest-
stellung nicht selbstständig anfechtbar. 
Die Begründung zu dieser Entscheidung 
und die zugrundeliegenden Antragsunter-
lagen können nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter 03471 684-1913 
während der Dienstzeiten vom 20. März 
2019 bis 04. April 2019 im Salzlandkreis, 
FD Natur und Umwelt (Untere Wasserbe-
hörde, Frau Kromke), Zimmer 516, Ermsl-
ebener Str. 77 in 06449 Aschersleben ein-
gesehen werden. 

 
 

Bernburg (Saale), den 19. März 2019 
 
 

gez. Markus Bauer 
Landrat                         

 
 

 

 Feststellung des Unterbleibens der 
UVP-Pflicht für ein Vorhaben zur 
Entnahme von Oberflächenwasser 
aus der Kanalbode in der Gemar-
kung Neugattersleben 

 
Bekanntgabe des Salzlandkreises FD 42 
Natur und Umwelt (Untere Wasserbehör-
de) gemäß § 3 c Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom       
24. Februar 2010, BGBl. I S. 94, das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom    
8. September 2017 (BGBl. I Seite 3370) 
geändert worden ist.   
 
 
 

 
Herr Eckhard Linse-Wall, Gut Alvensleben, 
OT Neugattersleben in 06429 Nienburg 
(Saale) beantragt die wasserrechtliche Er-
laubnis für die Entnahme von insgesamt 
maximal 3.700.000 m³ Oberflächenwasser 
pro Jahr aus der Kanalbode. Die Entnahme 
soll in der Gemarkung Neugattersleben, 
Flur 3, Flurstück 1075 zur Einleitung in das 
Grabensystem im Schlosspark Neugatters-
leben erfolgen und anschließend wieder in 
die Kanalbode eingeleitet werden. Die Wi-
dereinleitung dieser Wässer soll ebenfalls in 
der Gemarkung Neugattersleben, Flur 4, 
Flurstück 1018 erfolgen.  
 
Es handelt sich hierbei um eine Gewässer-
benutzung der Nr. 13.18.1 der Anlage 1 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) i. V. m. der Nr. 2.3 der Anlage 
2 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung. Im Rahmen der allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c wur-
de festgestellt, dass durch das Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen zu befürchten sind. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des 
Erlaubnisverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterla-
gen sowie eigener Informationen.  
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde fest-
gestellt, dass für das oben genannte Vorha-
ben keine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht. 
 
Gemäß § 3 a Satz 3 UVPG ist diese Fest-
stellung nicht selbstständig anfechtbar. Die 
Begründung zu dieser Entscheidung und 
die zugrundeliegenden Antragsunterlagen 
können nach vorheriger telefonischer An-
meldung unter 03471 684-1913 während 
der Dienstzeiten vom 20. März 2019 bis     
04. April 2019 im Salzlandkreis, FD Natur 
und Umwelt (Untere Wasserbehörde, Frau 
Kromke), Zimmer 516, Ermslebener Str. 77 
in 06449 Aschersleben eingesehen werden. 
 
Bernburg (Saale), den 19. März 2019 
 
 
gez. Markus Bauer 
Landrat                         
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 Satzung über den Rettungsdienstbe-
reichsplan des Salzlandkreises mit 
Wirkung vom 1. Juli 2019 

 
 

Die Bekanntmachung ist als Anlage 
beigefügt. 

 
 
 
B. Bekanntmachungen der Städte, 

Gemeinden und Verwaltungsge-
meinschaften 

 
Stadt Bernburg (Saale) 
 

 Sitzung des Jugend- und Sozial-
ausschusses am 27. März 2019 

 
Sitzungsdatum: Mittwoch, den 27. März 

2019 
 
Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 
 
Sitzungsort: Ratssaal des Rathauses 

I, Schlossgartenstraße 
16, 06406 Bernburg 
(Saale) 

 
 
Zur öffentlichen Geschäftsordnung 
 
a) Bestätigung der Einladung und 

Feststellung der Beschlussfähigkeit 
gem. §§ 53, 55 KVG LSA 

 
b) Abstimmung über die Niederschrift 

der öffentlichen Sitzung vom 30. 
Januar 2019 

 
c) Feststellung der öffentlichen Ta-

gesordnung gem. der Geschäfts-
ordnung 

 
 
Zur öffentlichen Tagesordnung 
 
1.  Einwohnerfragestunde gem. § 28 

Abs. 2 KVG LSA 
 
2.  Bericht über die Arbeit der Fach-

stelle für aufsuchende Suchtarbeit 
und Drogenprävention (durch Herrn 
Johannes Tüllner) 

 
 

 
3.  Zuschuss für den Verein IBG e.V. 

zur Durchführung eines Internationa-
len Workcamps in Bernburg (Saale) 

 Beschlussvorlage 974/19 
 
4.  Zuschuss für die Stiftung Evangeli-

sche Jugendhilfe St. Johannis für die 
Erweiterung des Spielplatzes auf 
dem Gelände des Mehrgeneratio-
nenhauses 
Beschlussvorlage 975/19 

 
5.  Zuschuss für das Projekt "Kinder-

stadt-Bärenhausen 2019" der Stif-
tung Evangelische Jugendhilfe      
St. Johannis Bernburg 

 Beschlussvorlage 977/19 
 
6 .  Zuschuss an freie Träger der Ju-

gendarbeit für den OT-Bereich 2019 
 Beschlussvorlage 978/19 
 
7.  Neubau eines Fitness- Parkour an 

der Saale 
 Beschlussvorlage 982/19 
 
8.  Förderanträge für das Jahr 2019 im 

Bereich der Jugendarbeit 
 Informationsvorlage IV 264/19 
 
9.  Mitteilungen, Beantwortung von An-

fragen, Anregungen 
 
 
Zur nichtöffentlichen Geschäftsordnung 
 
d) Abstimmung über die Niederschrift der 

nichtöffentlichen Sitzung vom 30. Januar 
2019 
 

e) Feststellung der nichtöffentlichen Ta-
gesordnung gem. der Geschäftsordnung 

 
 
Zur nichtöffentlichen Tagesordnung 
 
10.  Einvernehmenserteilung gemäß   

KiFöG 
 Beschlussvorlage 985/19 
 
11.  Entwicklung des Problems "Woh-

nungsnotfälle" 
 Informationsvorlage IV 261/19 
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12.  Mitteilungen, Beantwortung von 

Anfragen, Anregungen 
 
 
gez. Thomas Gruschka gez. i. V. Koller 
Vorsitzender des Ju-
gend- und Sozialaus-
schusses 

Henry Schütze 
Oberbürgermeister 

 
Die öffentliche Bekanntmachung der vor-
stehenden Tagesordnung kann auch im 
Internet der Stadt Bernburg (Saale) unter 
http://buergerinfo.bernburg.de/si0042.php 
eingesehen werden. 
 
 
 
C. Amtliche Bekanntmachungen sons-

tiger Dienststellen 
 
Abwasserzweckverband „Saalemündung“ 
 
104. Sitzung der Verbandsversamm-
lung des Abwasserzweckverbandes 
„Saalemündung“ am 25.03.2019 
 
Datum: Montag, den 25.03.2019, 

17.00 Uhr 
 
Ort: AZV „Saalemündung“ –       

Sitzungssaal, Breite 9,     
39240 Calbe (Saale) 

 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung, der Beschlussfähigkeit 
und der Tagesordnung im öffentli-
chen Teil 

 
3. Einwohnerfragestunde 
 
4. Abstimmung über die Niederschrift 

im öffentlichen Teil der vorange-
gangenen Sitzung  

 
5.  Bericht des Verbandsgeschäftsfüh-

rers über wichtige Angelegenheiten 
und Bekanntgabe der Beschlüsse 
der nicht öffentlichen Sitzung der 
Verbandsversammlung 

 
 

 
6. 1. Satzung zur Änderung der Ver-

bandssatzung des Abwasserzweck-
verbandes „Saalemündung“ 
Beratung und Beschlussfassung – 
BV 469/19 

 
7. Geschäftsordnung für die Verbands-

versammlung des Abwasserzweck-
verbandes „Saalemündung“ 
Beratung und Beschlussfassung – 
BV 470/19 
 

8. Stromausschreibung 2020 und 2021  
Legitimationsbeschluss zur Zeich-
nung der Stromlieferverträge  
Beratung und Beschlussfassung – 
BV 471/19 

 
9. Auslauf der Zinsbindung des KfW-

Darlehens 2375628  
Beratung und Beschlussfassung – 
BV 472/19 

 
10. Vorstellung Klärschlammentsor-

gungskonzept der Arbeitsgruppe 
B6n 
Information und Beratung – 
IV 473/19 
 

11. Betrachtung dezentraler Grundstü-
cke zur Möglichkeit eines Anschlus-
ses an das zentrale Schmutzwas-
sersystem des Abwasserzweckver-
bandes „Saalemündung“ 
Information und Beratung – 
IV 474/19 

 
12. Anfragen und Anregungen der Ver-

bandsmitglieder 
 
13. Schließung des öffentlichen Teils der 

Sitzung 
 
 
Nicht öffentlicher Teil 
 
1. Feststellung der Tagesordnung im 

nicht öffentlichen Teil 
 
2. Abstimmung über die Niederschrift 

im nicht öffentlichen Teil der voran-
gegangenen Sitzung  

 
3. Bericht des Verbandsgeschäftsfüh-

rers über wichtige Angelegenheiten 
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4. Anfragen und Anregungen der 

Verbandsmitglieder 
 
5. Schließung des nicht öffentlichen 

Teils der Sitzung 
 
 
gez. Hause 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
 
 
• Unterhaltungsverband Elbaue 
 
Bekanntmachung Durchführung Gra-
benschau 2019 
 
Gemäß Wassergesetz für das Land Sach-
sen-Anhalt § 67 gültig in der Fassung ab 
01.04.2011 zuletzt geändert durch den Ar-
tikel des Gesetzes zur Änderung wasser-
rechtlicher Vorschriften vom 21.03.2013 
(GVBl.LSA S. 116) werden in der Zeit vom 
 

08.04.2019, 10.04.2019 und 11.04.2019 
 
die Grabenschauen für die Gewässer II. 
Ordnung durchgeführt. 
 
Die Schaukommission hat gemäß § 41 
Wasserhaushaltsgesetz das Recht: 
 

Grundstücke zu betreten, Gewässer zu 
befahren und Anlagen zu kontrollieren. 

 
Eigentümer und Anlieger haben entlang 

der Gewässer die Wege für die Durchfüh-
rung der Schau freizuhalten sowie Vorsor-
ge hinsichtlich des ungehinderten Betre-
tens des Grundstückes zu gewährleisten. 

 
Die Termine der einzelnen Schaubezirke 
sind nachfolgender Tabelle zu entnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Datum  Schaubezirk
  

Treffpunkt 
 

08.04.2019 LK  
Salzlandkreis 
Bereich  
Schönebeck 
(Elbe) 

8.30 Uhr 
Geschäftstelle/ 
Betriebshof  
Grundweg 83, 
Schönebeck 
 

10.04.2019 Landkreis  
Börde 

8.03 Uhr 
Gemeinde  
Sülzetal Bauamt 
OT  
Osterweddingen  
(Parkplatz) 
 

11.04.2019 Stadtgebiet 
Magdeburg 

8.30 Uhr 
An der  
Gaststätte  
„Elbelandhaus“ 
Benediktiner-
straße 6,  
39104 MD 
 

 
Möchten Sie Hinweise oder Mängel an den 
Gewässern II. Ordnung bekannt geben, 
wenden Sie sich bitte an die zuständige 
Gemeinde/Stadtverwaltung oder schriftlich 
an die Geschäftsstelle des Verbandes: 
 

Unterhaltungsverband „Elbaue“ 
Grundweg 83 

39218 Schönebeck (Elbe). 
 
 
gez. Dipl.-Ing. Christian Jung 
Verbandsvorsteher 
 
 
 
Wasserzweckverband „Saale-Fuhne-Ziethe“ 
 
66. öffentliche und nicht öffentliche Sit-
zung der Verbandversammlung des 
Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-
Ziehte“ am 10. April 2019 
 
Die 66. öffentliche und nicht öffentliche Sit-
zung der Verbandsversammlung des Was-
serzweckverbandes "Saale-Fuhne-Ziethe" 
findet am Mittwoch, den 10. April 2019, 
17:00 Uhr, im Verwaltungsgebäude des 
Verbandes, Köthensche Straße 54 in 06406 
Bernburg (Saale) statt. 
 
 



Amtsblatt Nr.08 /2019 vom 20.03.2019 

 

   

76 

 
Zur Geschäftsordnung 
 
a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung 

der Ordnungsmäßigkeit der Einbe-
rufung der Sitzung, der fehlenden 
Mitglieder der Verbandsversamm-
lung und der Beschlussfähigkeit; 
Mitteilung von Entschuldigungen 

 
b) Änderungsanträge zur Tagesord-

nung und Feststellung der Tages-
ordnung (öffentlicher Teil) 

 
c) Bürgerfragestunde 
 
d) Bestätigung des Protokolls der 

64.und 65. Sitzung der Verbands-
versammlung vom 12. Dezember 
2018 (Entscheidung über Einwen-
dungen und Ergänzungen zum 
Protokoll der 64.und 65. Sitzung 
der Verbandsversammlung) 

 
Zur Tagesordnung (öffentlicher Teil) 
 
TOP 1 Bericht des Verbandsgeschäftsfüh-

rers über die Ausführung gefasster 
Beschlüsse und die Lage des Ver-
bandes, sowie Bekanntgabe der in 
nicht öffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse der 64. und 65. Sitzung 
der Verbandsversammlung  

 
TOP 2 Anfragen, Anregungen, Informatio-

nen, Mitteilungen, Sonstiges 
 
 
Zur Tagesordnung (nicht öffentlicher Teil) 
 
TOP 1 Vergabeangelegenheiten 

Beschluss über die Vergabe der 
Leistung, Kläranlage Bernburg – 
Erneuerung der Überschuss-
schlammeindickung und des Über-
schuss- und Primärschlamm-
pumpwerkes 
Beschlussvorlage-Nr. 444/2019 
 

TOP 2 Finanzangelegenheiten 
Beschluss über eine Kreditaufnah-
me 

 Beschlussvorlage-Nr. 445/2019 
 
 
 
 

 
TOP 3 Bestätigung einer Eilentscheidung 

nach § 65 Abs. 4 KVG LSA des Ver-
bandsgeschäftsführers vom 
20.12.2018 über die Erhöhung der 
Geltendmachung von Schadenser-
satzansprüchen gegenüber ehemals 
handelnden Personen (in Abände-
rung des Beschlusses Nr. 441/2018) 

 Beschlussvorlage-Nr. 446/2019 
 
TOP 4 Berichterstattung zur Fortsetzung 

der LRH-Prüfung  
 Teil Beiträge und Gebühren 
 
TOP 5 Anfragen, Anregungen, Informatio-

nen, Mitteilungen, Sonstiges 
 
 
gez. Mannich 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
 
 
D. Sonstige Mitteilungen 
 
Abwasserzweckverband Aken (Elbe) 
 
Öffentliche Bekanntmachung der Fest-
stellung des Jahresabschlusses des 
Abwasserzweckverbandes Aken (Elbe) 
für das Wirtschaftsjahr 2017 
 
Die Bekanntmachung ist als Anlage beige-
fügt. 
 
 









































































Öffentliche Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses des  

Abwasserzweckverbandes Aken (Elbe) für das Wirtschaftsjahr  2017 

 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestätigte mit 

Feststellungsvermerk vom 26.07.2018 das Ergebnis der Jahresabschlussprüfung 2017. 

„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 20.06.2018 abgeschlossener Prüfung durch 

die mit der Prüfung beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers AG 

die Buchführung und der Jahresabschluss des Abwasserzweckverbandes Aken (Elbe) den 

gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssatzungen entsprechen. 

Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragssituation des Unternehmens. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 

Jahresabschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu Beanstandungen keinen Anlass. 

Die Prüfung nach § 53 HGrG ergab keine Beanstandungen. “ 

 

Die Verbandsversammlung fasste in der Sitzung am 05.02.2019  folgende Beschlüsse: 

  

1.       Feststellung des Jahresabschlusses 

1.1     Bilanzsumme     46.893.847,20 € 

1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf  

- das Anlagevermögen   43.045.836,21 € 

- das Umlaufvermögen     3.847.766,73 € 

- die Rechnungsabgrenzungsposten                          244,26 € 

 

1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf  

- das Eigenkapital      5.523.073,49 € 

- die Investitions- und Ertragszuschüsse  28.730.510,83 € 

- die Rückstellungen       1.572.376,36 € 

- die Verbindlichkeiten    11.067.886,52 € 

  

1.2    Jahresgewinn           348.250,55 € 

1.2.1 Summe der Erträge      3.566.809,47 € 

1.2.2 Summe der Aufwendungen     3.218.558,92 € 

 

2. Der im Wirtschaftsjahr 2017 festgestellte Jahresüberschuss in Höhe von 348.250,55 € 

wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 

3. Dem Verbandsgeschäftsführer wird gemäß § 120 Abs. 1 KVG LSA für das Wirtschaftsjahr   

    2017 Entlastung erteilt. 

 

Die vorstehende Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Verwendung des Ergebnisses  der 

Prüfung des Jahresabschlusses des Wirtschaftsjahres 2017 werden hiermit öffentlich bekannt 

gemacht. 

Der Jahresabschluss wird in der Zeit vom 25.03.2019    bis     06.04.2019 

in der Geschäftstelle des Abwasserzweckverbandes Aken (Elbe) Köthener Chaussee 1,  

06385 Aken öffentlich ausgelegt. Er kann von Montag bis Donnerstag in der Zeit von  

7.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 7.00 bis 13.00 Uhr eingesehen werden. 

 

Aken  (Elbe), 20.02.2019 

 

 

gez. M. Bauer 

Verbandsgeschäftsführer  




